
 

 

 
 
 
Mindestsatzunterschreitung und Bindung des Architekten an seine 
Schlussrechnung 
 
 
 
 
Die HOAI stellt zwingendes Preisrecht dar. Dennoch werden Architektenleistungen 
sehr häufig aufgrund entsprechender Honorarvereinbarungen unterhalb der 
Mindestsätze der HOAI abgerechnet.  
 
Es stellt sich in Anbetracht solcher Mindestsatzunterschreitungen immer wieder die 
Frage, ob die Schlussrechnung eines Architekten bindend ist oder ob er zusätzliches 
Honorar nachfordern kann.  
 
Der BGH hat zuletzt in seiner Entscheidung vom 19.11.2015 (BGH VII ZR 151/13) 
seine bisherige Rechtsprechung bestätigt. In der Schlussrechnung liegt laut BGH 
grundsätzlich kein Verzicht auf eine weitergehende Forderung (BGH Urteil vom 
23.10.2008 VII ZR 105/07). Allerdings kann der Architekt laut BGH nach Treu und 
Glauben daran gehindert sein, eine in der Schlussrechnung nicht berechnete 
Forderung durchzusetzen. Soweit der Auftraggeber auf die abschließende 
Berechnung vertrauen durfte und ihm Nachforderungen nicht zugemutet werden 
können, bejaht der BGH eine Bindungswirkung. Die Zahlung der Schlussrechnung 
oder die Zeitspanne zwischen Schlussrechnung und Nachforderung sind alleine 
jedoch keine Ausschlussgründe. Vielmehr muss sich der Auftraggeber durch 
vorgenommene und unterlassene Maßnahmen im Hinblick auf ein schützenswertes 
Vertrauen darauf eingerichtet haben, dass keine weiteren Forderungen mehr erhoben 
werden.  
 
Der BGH hat hierzu zuletzt folgende Leitsätze formuliert (BGH VII ZR 151/13): 
 

1. An eine Schlussrechnung ist der Architekt gebunden, wenn der Auftraggeber      

auf eine abschließende Berechnung des Honorars vertrauen durfte und er sich 

im berechtigten Vertrauen auf die Endgültigkeit der Schlussrechnung in 

schutzwürdiger Weise so eingerichtet hat, dass ihm eine Nachforderung nicht 

mehr zugemutet werden kann. 

 

2. Allein die Bezahlung der Schlussrechnung ist keine Maßnahme, mit der sich 

der Auftraggeber in schutzwürdiger Weise auf die Endgültigkeit der 

Schlussrechnung einrichtet. 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3. Allein der Zeitraum zwischen der Erteilung und dem Ausgleich der 

Honorarrechnung des Architekten und der erstmaligen Geltendmachung eines 

weitergehenden Honorars auf der Grundlage der Mindestsätze der 

Honorarordnung für Architekten und Ingenieure macht die Zahlung eines 

Differenzbetrages zwischen einem abgerechneten Pauschalhonorar und den 

Mindestsätzen der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure nicht 

unzumutbar (Bestätigung von BGH, Urteil vom 23.10.2008 - VII ZR 105/07, 

BauR 2009, 262 = NZBau 2009, 33 = IBR 2009, 35). 

 
Das bedeutet im Ergebnis, dass der Architekt im Falle einer (nicht ausnahmsweise 
berechtigten) Mindestsatzunterschreitung grundsätzlich nicht gehindert ist, auch nach 
Erteilung einer Schlussrechnung noch Nachforderungen zu stellen. Bei der 
Durchsetzbarkeit der Forderung wird es dann auf die Umstände des Einzelfalles 
ankommen. Dabei sind das Vertrauen des Auftraggebers auf die Endgültigkeit der 
Schlussrechnung und die Zumutbarkeit einer Nachforderung die entscheidenden 
Kriterien. In der Regel wird ein schützenswertes Interesse des Auftraggebers 
beispielsweise voraussetzen, dass sich der Umfang der mit dem Pauschalhonorar 
abgegoltenen Leistungen nicht nachhaltig verändert hat. In seiner Entscheidung aus 
dem Jahr 2008 hat der BGH weiter ausgeführt, dass die Unzumutbarkeit der 
Nachforderung voraussetzt, dass die dadurch entstehende zusätzliche Belastung 
unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles eine besondere Härte für den 
Auftraggeber bedeutet (BGH VII ZR 105/07). Laut BGH ist letztlich eine Abwägung 
und eine umfassende Würdigung aller Umstände erforderlich, zu denen unter 
anderem auch die Kenntnis bzw. vorwerfbare Unkenntnis von der Unwirksamkeit der 
Pauschalvereinbarung oder auch Erklärungen und Wissen der Parteien über 
eventuelle Veränderungen der erbrachten Leistungen gehören. Bei Verträgen mit 
Verbrauchern wird eine Bindung des Architekten an das HOAI-widrige 
Pauschalhonorar dabei beispielsweise eher in Betracht kommen (bejahend OLG 
Naumburg, Urteil vom 10.10.2013 1 U 9/13), als bei einem Unternehmen, das als 
Bauträger, Makler und Baubetreuer tätig ist und insofern wissen muss, dass für die 
Vergütung von Architekten und Ingenieuren die HOAI bindendes Preisrecht darstellt 
(verneinend OLG Stuttgart, Urteil vom 31.03.2015 10 U 107/14). 
 
 
Dr. Phillipp Schlüter 
Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht, Stuttgart 
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